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Behandlungsfehler
Ansprüche gegen die Klinik und den Arzt
Im deutschen Zivilrecht ist als zwingende Voraussetzung für einen Haftungsan-
spruch eine sogenannte „Anspruchsgrundlage“ notwendig. Diese ergibt sich z.B. aus 
dem Behandlungsvertrag. Ein solcher wird bei der Klinikaufnahme ausdrücklich, 
manchmal, etwa bei Notaufnahme, konkludent geschlossen.

Vertragspartner eines Behandlungsver-
trags ist einerseits der Patient, anderer-
seits der Krankenhausträger. Diese Kon-
struktion trifft in nahezu allen Fällen auf 
den gesetzlich versicherten Patienten zu. 
Man spricht vom „totalen Krankenhaus-
vertrag“, erläuterte der Münchner 
Rechtsanwalt Roland Wehn, Geschäfts-
führer der Deutschen Ärzteversicherung, 
beim diesjährigen Internistenkongress in 
Wiesbaden. Begeht einer der Ärzte einen 
Behandlungsfehler, so wird der vertragli-
che Haftungsanspruch dem Klinikträger 
über eine „Zurechnungsnorm“, nämlich 
der des § 278 BGB, zugerechnet.
Danach haftet derjenige, der einen an-
deren zur Erfüllung einer eigenen Ver-
bindlichkeit bestellt hat, für das Ver-
schulden des anderen wie für eigenes. 
Das bedeutet, dass der Arzt selbst in ei-
nem Prozess mit dem Patienten für ver-
tragliche Ansprüche nicht in Betracht 
kommt, denn er ist im Gegensatz zum 
Klinikträger nicht Vertragspartner.

Gespaltener Vertrag,  
gespaltene Haftung
Vertragsrechtlich gibt es 2 mögliche Va-
rianten: Im gespaltenen Krankenhaus-
vertrag schuldet das Krankenhaus nur 
Unterkunft, Verpflegung und pflege-
risch/ärztliche Grunddienste (z.B. Stati-
onsarzt im Nachtdienst), der Chefarzt 
dagegen unmittelbar Diagnose und The-
rapie. In diesem Modell tritt auch eine 
Spaltung der vertraglichen Haftungsan-
sprüche ein, denn jeder der Vertrags-
partner haftet für seinen Risikobereich. 
Ein Verschulden der Pflegekräfte wird 
dem Klinikträger wieder über die Norm 
des § 278 BGB zugerechnet, ein Ver-
schulden des Oberarztes der Privatstati-
on aber dem Chefarzt, als dessen Erfül-
lungsgehilfe der Oberarzt tätig gewor-
den ist. In diesem Modell muss die Haf-
tung des Klinikträgers für etwaiges 
Verschulden der Ärzte der Privatstation 
ausdrücklich gegenüber dem Patienten 
ausgeschlossen sein, andernfalls haftet 

der Krankenhausträger neben den Ärz-
ten der Privatabteilung für ein ärztliches 
Verschulden. 
Beim totalen Krankenhausvertrag mit 
wahlärztlicher Zusatzvereinbarung 
schulden sowohl der Klinikträger als 
auch der Chefarzt vertraglich fachärztli-
che Behandlung. Häufig wird auch im 
Rahmen solcher Vertragskonstellatio-
nen im Aufnahmevertrag die Haftung 
des Klinikträgers für das Verschulden 
des Chefarztes bzw. seiner nachgeord-
neten Assistenten abgedungen.

Deliktische Haftung
Daneben besteht die Haftung ohne Ver-
trag aus Gesetz, die sogenannte delikti-
sche Haftung. § 823 BGB regelt die Scha-
denersatzpflicht: Wer vorsätzlich oder 
fahrlässig das Leben, den Körper, die Ge-
sundheit, etc. eines anderen widerrecht-
lich verletzt, ist dem anderen zum Er-
satz des daraus entstehenden Schadens 
verpflichtet.
Nach dem klaren Gesetzeswortlaut rich-
tet sich der deliktische Anspruch im Ge-
gensatz zum vertraglichen nicht oder 

zumindest nicht nur gegen den Ver-
tragspartner, also das Krankenhaus oder 
den Chefarzt, sondern gegen jeden, der 
handelte.
Eine Haftung kann immer dann nach  
§ 823 zugerechnet werden, wenn eines 
der dort genannten Rechtsgüter verletzt 
wurde; infrage kommen für den ärztli-
chen Bereich „Leben, Körper, Gesund-
heit“ und eventuell für den Psychiater 
auch die „Freiheit“. Die Rechtsprechung 
hat im Medizinbereich mittlerweile ei-
nen objektiven Sorgfaltsmaßstab ent-
wickelt. Fahrlässiges Verschulden liegt 
für den Bereich der medizinischen Haf-
tung regelmäßig bereits bei einem „Ab-
weichen vom fachärztlichen Standard“ 
vor. Dieser Standard gilt für alle Fach-
arztgruppen und auch für Nichtfachärz-
te und bezieht sich immer auf die je-
weils vorgenommene Handlung. Aus-
nahmen und damit eine Herabsetzung 
dieses Standards sind nur dort zulässig, 
wo eine sorgfältige Vorsorge für diesen 
Standard nicht erwartet werden kann, 
sagte Wehn.
Widerrechtlich kann zweierlei bedeu-
ten: die Behandlung ohne oder mit un-
zureichender Einwilligung, etwa nach 
einem Aufklärungsfehler, oder eine 
schlicht fehlerhafte, also nicht dem 
Standard entsprechende Behandlung, 
denn diese ist per se widerrechtlich. 
In der Regel sind daher Ansprüche in 
fast allen Haftungsfällen sowohl gegen 
den Vertragspartner als auch gegen den 
behandelnden Arzt denkbar.

Klaus Schmidt, Planegg
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